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Drucksache VI/322 


Sachgebiet 7130 


Vorblatt 


Entwurf eines Gaststättengesetzes 
(Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Das bisher geltende Recht für das Gaststättengewerbe, das den 
Zugang zum Gewerbe und seine Ausübung regelt, gilt in den 
Ländern der Bundesrepublik nicht einheitlich und entspricht 
nicht voll den verfassungsrechtlichen und gesundheitspoliti- 
schen Grundsätzen. 


B. Lösung 

Die deshalb notwendige Neuregelung des Zugangs zum Ge- 
werbe (Schankgewerbe, Speisewirtschaften und Beherbergungs- 
gewerbe ab 9 Betten), wird entsprechend den modernen Erfor- 
dernissen liberalisiert. Es soll jetzt jedermann Zugang zum 
Gewerbe haben, der als zuverlässig in bezug auf die von ihm 
beabsichtigte Tätigkeit gilt (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3) und der das 
einschlägige Lebensmittelrecht kennt (§ 4 Abs. 1 Nr. 4). Die 
Vorschriften für die Ausübung des Gewerbes beschränken sich 
jetzt auf die notwendigen Regelungen zum Schutze der Gäste, 
der im Gewerbe Beschäftigten und der Nachbarn. 


C. Alternativen 

wurden im Ausschuß nicht erörtert. 


D. Kosten 

Die öffentlichen Haushalte werden nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurf eines Gaststättengesetzes 

— Drucksache VI/5 — 


A. Bericht des Abgeordneten Junghans 


I. 

Der Antrag — Drucksache VI/5 — wurde in der 
10. Sitzung des Deutschen Bundestages am 12. No- 
vember 1969 an den Ausschuß für Wirtschaft feder- 
führend, an den Recht saus schuß mitberatend über- 
wiesen. Der Ausschuß für Familie, Jugend und Ge- 
sundheit beteiligte sich gutachtlich an den Beratun- 
gen. Der Wirtschaftsausschuß hat die Vorlage 
in seiner 6. Sitzung am 22. Januar 1970 beraten. Der 
mitbeteiligte Rechtsausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner Sitzung vom 28. November 1969 und der Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit in seiner 
Sitzung vom 22. Januar 1970 behandelt. 

II. 

Der Entwurf des Gaststättengesetzes war von der 
Bundesregierung schon in der 4. und 5. Wahlperiode 
zur Beratung vorgelegt worden. In beiden Wahl- 
perioden kam es jedoch nicht zu einer endgültigen 
Verabschiedung des Gesetzentwurfs. Zum besseren 
Verständnis des Beratungsverlaufs erscheint ein 
kurzer Rückblick auf die früheren Verhandlungen 
geboten. 

1. 4. Wahlperiode 

ln der 4. Wahlperiode wurde der Gesetzentwurf 
(Drucksache IV/3147) gegen Ende der Legislatur- 
periode eingebracht und dem Mittelstandsausschuß 
federführend und dem Wirtschaftsausschuß mitbe- 
ratend am 25. März 1963 zur Beratung überwiesen. 
Nur der Wirtschaftsausschuß konnte die Beratungen 
noch aufnehmen und sich eingehend mit den Proble- 
men des § 4 Abs. 1 Nr. 4 (Unterrichtungsnachweis) 
beschäftigen. 


2. 5. Wahlperiode 

Die erste Lesung des in der 5. Wahlperiode erneut 
eingebrachten Gesetzentwurfs (Drucksache V/205) 
fand am 10. Februar 1966 statt. Die Vorlage wurde 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
federführend und dem Rechtsausschuß mitberatend 
zugewiesen. Der Ausschuß für Arbeit nahm gutacht- 
lich Stellung. Die Beratungen konzentrierten sich im 
wesentlichen auf die Frage, ob der Zugang zum Ge- 
werbe von einem Sachkundennachweis abhängig 
gemacht werden müsse. 

a) 1. Durchgang durch die Ausschüsse 

aa) Der Rechtsausschuß empfahl, die Zulassung 
zum Betriebe von Speisewirtschaften von 
einem Sachkundenachweis abhängig zu ma- 
chen. Er hatte keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken, in § 4 Abs. 1 Nr. 4 nicht nur die 
Unterrichtung über die allgemeinen kauf- 
männischen, betriebswirtschaftlichen, steuer- 
rechtlichen und gewerberechtlichen Kennt- 
nisse zu verlangen, sondern auch den Nach- 
weis, daß diese Kenntnisse auch vorliegen. 

bb) Der Wirtschaftsausschuß war demgegenüber 
aus verfassungs-, gewerberechtlichen und 
auch aus allgemein wirtschaftspolitischen Er- 
wägungen der Auffassung, daß die vom 
Rechtsaus-schuß gewollte Erschwerung des 
Zugangs zum Gewerbe im Interesse der All- 
gemeinheit nicht notwendig sei. Der anzuer- 
kennende erforderliche Schutz des Publikums 
sei schon durch die Prüfung der Zuverlässig- 
keit und die einschlägige Gesetzgebung hin- 
reichend gesichert und könne zudem durch 
laufende Kontrollen der Betriebe erreicht 
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werden. Die Gründe, die für den Wirt- 
schaftsausschuß gegen die Einführung eines 
Befähigungsnachweises sprachen, sind in 
dem ersten Schriftlichen Bericht des Wirt- 
schaftsausschusses vom 1. Februar 1967 aus- 
führlich dargestellt (Drucksache V/1652). 

b) IL Durchgang durch die Ausschüsse 

Die in der 116. Sitzung vom 28. Juni 1967 vor- 
gesehene zweite und dritte Beratung des Gesetz- 
entwurfs fand nicht statt. Der Gesetzentwurf 
wurde statt dessen ohne Begründung an die Aus- 
schüsse zurückverwiesen, und zwar unter Um- 
kehrung der Federführung an den Rechtsaus- 
schuß federführend und an den Wirtschaftsaus- 
schuß mitberatend — ein Verfahren, das später 
vom Geschäftsordnungsausschuß als nicht mit 
der Geschäftsordnung vereinbar erklärt wurde. 
Bei der erneuten Beratung in den Ausschüssen 
ergaben sich folgende Standpunkte: 

aa) Der Rechtsausschuß empfahl wiederum die 
Einführung dieses Sachkundenachweises. 
Nach seiner Auffassung könne neben der 
allgemeinen Zuverlässigkeitsprüfung eine 
Gesundheitsgefährdung nur durch einen 
Sachkundenachweis über das Zubereiten 
und Verabreichen der Speisen wirksam ver- 
hütet werden. Wegen der weiteren Ausge- 
staltung des vorgeschlagenen § 4 a wird auf 
den Schriftlichen Bericht des Rechtsausschus- 
ses vom 5. Dezember 1968 (Drucksache 
V/3623) verwiesen. 

bb) Der Wirtschaftsausschuß hielt erneut unter 
Würdigung aller Gesichtspunkte mit großer 
Mehrheit daran fest, daß die Einführung 
eines Sachkundenachweises sowohl aus 
wirtschaftspolitischen wie auch aus tatsäch- 
lichen und rechtlichen Erwägungen nicht 
empfohlen werden könne. Zudem hielt er 
die Durchführung eines Sachkundenach- 
weises bei einem so weit gefächerten Ge- 
werbe für undurchführbar. 

c) 111. Durchgang durch die Ausschüsse 

Am 22. Januar 1969 wurde der Gesetzentwurf nach 
längerer Beratung wegen sich widersprechender 
Ergebnisse bei der Abstimmung über einzelne 
den Sachkundenachweis betreffende Vorschrif- 
ten auf Antrag der Fraktion der SPD nochmals 
an die Ausschüsse zurückverwiesen, und zwar 
jetzt wieder an den Wirtschaftsausschuß feder- 
führend und an den Rechts aus schuß mitberatend. 

aa) Der Wirtschaftsausschuß hat aus den darge- 
legten Gründen an seiner Auffassung fest- 
gehalten und die Einführung eines Sach- 
kundenachweises wiederum abgelehnt. Der 
Ausschuß hielt es jedoch für richtig, die Vor- 
schrift betreffend den Unterrichtungsnach- 
weis (§ 4 Abs. 1 Nr. 4) insoweit zu erweitern, 
als in der von der Industrie- und Handels- 
kammer auszustellenden Bescheinigung zu- 
sätzlich zum Ausdruck gebracht werden solle, 
daß der Bewerber als mit den Grundzügen 


der in § 4 Abs. 1 Nr. 4 genannten Kenntnisse 
vertraut gelten kann. Hierdurch soll dem Un- 
terrichtungsverfahren größeres Gewicht ge- 
geben werden. Ein Prüfungsverfahren für 
den Bewerber wollte der Ausschuß mit die- 
ser Regelung aber nicht einführen. 

bb) Der Rechtsausschuß hatte nunmehr gegen 
die Beschlüsse des Wirtschaftsausschusses 
keine Bedenken erhoben. 

In der Fassung der Drucksache V/4380 (Zwei- 
ter Bericht des Ausschusses für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen) hat das Plenum dem 
Gesetzentwurf dann ohne Änderungen zu- 
gestimmt (241. Sitzung vom 19. Juni 1969). 

d) Bundesrat und Vermittlungsver fahren 

Bei der sich anschließenden Beratung im Bundes- 
rat hat dieser jedoch aus einer Reihe von Grün- 
den beschlossen, den Vermittlungsausschuß ein- 
zuberufen (Drucksache V/4581). Zu der Frage 
des Unterrichtungsnachweises vertrat der Bun- 
desrat die Auffassung, daß dieser als subjektive 
Berufszulassungsvoraussetzung nur auf dem Ge- 
biet des Lebensmittelrechts erforderlich sei. Da- 
mit werde dem wichtigen Gemeinschaftsinteresse 
des Schutzes der Verbraucher vor der Gefahr 
gesundheitlicher Schädigungen hinreichend Rech- 
nung getragen. Der Erwerb allgemeiner kauf- 
männischer und betriebswirtschaftlicher Kennt- 
nisse liege dagegen im Interesse des Gewerbe- 
treibenden selbst. Auf den Gebieten des Ge- 
werberechts, Arbeitsschutzrechts und Wettbe- 
bewerbsrechts hätten sich bisher keine Miß- 
stände ergeben, die durch die vorgesehene Un- 
terrichtung des Gewerbetreibenden verhindert 
oder erheblich vermindert werden könnten. 
Außerdem würde der Unterrichtungsnachweis für 
andere Sachbereiche als den des Lebensmittel- 
rechts die Gewerbefreiheit als tragendes Prinzip 
unserer Wirtschaftsordnung erheblich gefährden. 

Der Vermittlungsausschuß hat dieser Auffassung 
in seiner Stellungnahme zugestimmt (Drucksache 
V/4591). Zu einer Verabschiedung der Empfeh- 
lung des Vermittlungsausschusses und damit zum 
Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens ist es in 
der 5. Wahlperiode nicht mehr gekommen. 

III. 

Der von der Fraktion der CDU/CSU jetzt vorge- 
legte Gesetzentwurf entspricht den Beschlüssen des 
Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
vom 13. Juni 1969 unter Berücksichtigung der Emp- 
fehlungen des Vermittlungsausschusses vom 16. Juli 
1969. 

Der Rechtsausschuß hat nunmehr die rechtspoliti- 
sche Notwendigkeit des Sachkundenachweises ver- 
neint. Er hat lediglich empfohlen, der Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit solle die Notwen- 
digkeit unter gesundheitspolitischen Gesichtspunk- 
ten prüfen. Der Gesundheitsausschuß hat die im Ent- 
wurf berücksichtigten „lebensmittelrechtlichen Be- 
lange" für ausreichend gehalten. Er weist darauf 
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hin, daß es notwendig sei, bei dem Erlaß der Rechts- 
verordnungen nach § 4 und den Verwaltungsvor- 
schriften nach § 29 die gesundheitspolitischen Be- 
lange ebenfalls voll zu berücksichtigen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat auf eine erneute Be- 
ratung der Vorlage verzichtet, weil in der 5. Legis- 
laturperiode das Beratungsverfahren nur formal 
nicht hat abgeschlossen werden können, während 
über die materielle Regelung schon eine Einigung 
herbeigeführt worden war. Der Ausschuß hat seine 
Beauftragung vielmehr in dem Sinne verstanden, 
daß er das in der vergangenen Legislaturperiode 


nicht mehr zustandegekommene Vermittlungsver- 
fahren jetzt zu Ende führen solle; denn nur wegen 
der Diskontinuität der Legislaturperiode mußte der 
Entwurf neu eingebracht werden. 

Der Ausschuß empfiehlt, nach vorheriger Ab- 
sprache in den Fraktionen den Gesetzentwurf in der 
vorliegenden Fassung anzunehmen. Der Ausschuß 
hat sich den Zweiten Bericht des Wirtschaftsaus- 
schusses (Drucksache V/4380) und den Bericht des 
Vermittlungsausschusses (Drucksache V/4591 in Ver- 
bindung mit V/4581) zu eigen gemacht. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Junghans 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/5 — unverän- 
dert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 20, Januar 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Junghans 

Vorsitzender Berichterstatter 
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